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(Bitte bei Antwort angeben) 

In der Rechtssache ... gegen Land Baden-Württemberg 

beantragt der Beklagte gern.§ 110 a Abs. 1 SGG, der Terminsvertreterin/ dem 

Ter­minsvertreter des Beklagten zu gestatten, sich während der mündlichen 

Verhandlung am Freitag, den 28.01.2022 an einem anderen Ort aufzuhalten und von 

dort Verfah­renshandlungen vorzunehmen. 

Angesichts der rasant steigenden Corona-Neuinfektionszahlen, die sich derzeit auf 

dem Höchststand seit Beginn der Pandemie befinden, und der seit dem 17.11.2021 

ausgerufenen Alarmstufe in Baden-Württemberg, mit der weitgehende Einschränkun­

gen für nicht geimpfte und nicht genesene Personen einhergehen, tragen digitale Ver­

handlungen den gebotenen Kontaktbeschränkungen zur Verringerung des Infektions­

risikos und -geschehens Rechnung und leisten damit einen wertvollen Beitrag zur 

Entlastung des Gesundheitssystems. 

Um Übersendung des Einladungslinks an das Funktionspostfach Referat103SGG 

Referat103SGG@rps.bwl.de wird gebeten. 
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- Beklagter -

Die 22. Kammer des Sozialgerichts Stuttgart 
hat am 21.01.2022 in Stuttgart 
durch die Richterin am Sozialgericht ... 
ohne mündliche Verhandlung beschlossen: 

Der Antrag des Beklagten vom 11.01.2022 auf Teilnahme am Termin zur mündlichen 

Verhandlung vom 28.01.2022 gemäß § 110 a Abs. 1 und 4 SGG per Videokonferenz wird 

abgelehnt. 
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des Beklagten nicht berechtigt sein sollte. Zwar besteht nicht in jedem Fall, ein Anspruch auf 

Anberaumung eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung, da dies im 

richterlichen Ermessen steht (vgl. hierzu Schmidt in Meyer - Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, 

Kommentar zum SGG, 13. Auflage 2020, § 106 Rdnr. 7). Im vorliegenden Fall hält die 

Vorsitzende nach Abwägung sämtlicher relevanter Belange die Durchführung einer mündlichen 

Verhandlung mit persönlicher Anwesenheit beider Beteiligter nach § 106 Abs. 3 Nr. 7 SGG für 

erforderlich, mit der Folge, dass der Beklagte einen Terminsvertreter zu entsenden hat. 

Der Antrag des Beklagten vom 11.01.2022 ist daher abzulehnen. 

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar, vgl. §§ l lüa Abs. 3 Satz 2, 172 Abs. 2 SGG. 

Richterin am Sozialgericht 

R i c h t e r i n  a m  S o z i a l g e r i c h t

Qil:) Übereinstimmung des Abdrucks mit der 
Urschrift wird beglaubigt 

Stuttgart, 25.01.2022 




